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Klägerin und 3evisionsbeklagte,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte„

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat am

11„ August 1966 ohne mündliche Verhandlung durch

Senatspräsident Prof‚ Dr„ B o g s
als Vorsitzenden,

die Bundesrichter r. L a n g k e i t3

und S p i‘e l m e y e r
sowie die Bundessozialrichter T i e d t

und D r e w s

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 210 August 1963

wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatteno
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G r ü n d e :„..—___... __...—

Der Ehemann der Klägerin hat te von 1„ ”ärz 1961 an

T
U

ente weegen Erwerbsunfähigkeit bezogeno nr erfüllte

nicht die Voraussetzung (Vorversicherung ;szeit) für

die Pflichtkrankenversicherung a s Rentenbezieher„

1Auf seinen Antrag hin nahm ihn die beklagte Allge—

meine Ortskra1kenkasse (AOK) vom Tag der Antrag—

lung — 201 Juni 1961 — an als freiwilliges Mit—

?Li€d mit der Einschränkung auf, daß der Anspruch

% enleistungen erst nach Ablauf von sechs

Wochen seit Beginn der Versicherung entstehe und

für Erkra r1kuungen, die beim Beitritt zur Kasse be—

standen haoen oder innerhalb der harte zeit von seclm

intreten, kein Leistungs anspruch bestehe

d vom 120 Juli 1961)„

Am 311 Juli 1961 war der Ehemann der Klägerin wegen

akuter Bauch—Perforation in das Krankenhaus Vilshofen

eingeliefert worden„ Die Beklagte lehnte durch Beeehe id

vom 101 August 1C61 die Übernahz1e der Krankenhauskosten

ab, weil für freiwillige Mitglieder ein Anspruch auf

eOlieistungcn nach 3% 206, 207 der Reichsversiche»

ruungsordnung (RVG) ioV„mc @ 20 der Ka13sensatzung
erst nach einer Wartezeit von sechs Wochen besteheq

niese Wartezeit habe der Erkrankte nicht erfüllt„

nie1rgegen erhob die Klägerin namens ihres Ehemannes

Widers D L1ch„ Die Beklagte wies den Widerspruch durch

Widerspruchs bescheid vom 291 September 1961 zurück„

Dag% en erhob die Klägerin, die ihren am 151 September

1961 verstorbenen Mann allein beerbt hat, Klage„ lm

verhandlungstermin vor dem Sozialgericht (SG) am
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17° April 1962 erhob sie zur Niederschrift des Gerichts

auch gegen den Bescheid vom 120 Juli 1961 Widersprucho

In der schriftlichen Begründung vom 23° Mai 1962 er—

klärte sie, daß sie mit der Festsetzung des Beginns

der Mitgliedschaft ihres Mannes nicht einverstanden

seio Außerdem machte sie geltend, daß die Bestimmung

einer Wartezeit von sechs ?ochen für Rentner nicht

zulässig sei° Nach Zurückweisung dieses Widerspruchs

durch Widerspruchsbescheid vom 30‚ Mai 1962 erhob

die Klägerin mit Schriftsatz vom 30 Juli 1962 auch

gegen den Bescheid vom 120 Juli 1961 Klage mit der

Begründung, daß sie ihren ■ann schon am 120 Juni 1961

als freiwilliges Mitglied habe aufnehmen lassen wollen°

Die schwere Erkrankung ihres Hannes habe ärztliche

Betreuung und später sogar noch Krankenhauspflege
\erforderlich gemacnte

Das SG hat beide Streitsachen zu gemeinsamer Verhand—

lung und Entscheidung verbunden und wie folgt ent—
schieden:

l° Der Bescheid der Beklagten vom 125701961 in
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
303501962 wird dahingehend abgeändert, daß
die Wartezeit von 6 Wochen entfällt„

Ile Der Bescheid der Beklagten vom 100801961
in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 2999c1961 wird aufgehoben; die Beklagte
wird verurteilt, die anläßlich der stationären
Behandlung des Ehemannes der Klägerin ab
515701961 im_Kreiskrankenhaus Vilshofen
angefallenen Kosten zu übernehmen„

illo Der Klägerin sind die entstandenen Kosten
zu erstatten„

IV„ Das Rechtsmittel der Berufung wird — soweit
nicht ohnehin zulässig — zugelasseno
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Die Kammer stützte ihre Entscheidung im wesentlichen

auf die Ausführungen im Urteil des Bundessozialverichts

(BSG) vom 11° März 1960 (BSG 12, 47), wonach es der

Sinn des Tesetzes sei, den versicherungsberechtigten

Rentnern das Recht zum Erwerb der Kass nnitglied—

schaft frei.von den Einschränkungen zu gewähren,

denen es bei den übrigen Gruppen der Versicherungs—

berechtigten unterliege°

Auf die 3erufung der beklagten AOK hin hat das Landes—

sozialgericht (LS ) das Urteil des SG aufgehoben und

die Klage gegen die angefochtenen Bescheide der beklag_

ten AOK abgewiesen; die Revision wurde zugelassen

(Urteil vom 21„ August 1965)‚ Zur Begründung hat es
im wesentlichen ausgeführt: Den Bescheid der beklagten

AOK vom 12„ Juli 1961 über die Aufnahme des Ehenannes

der Klägerin habe diese mit der Klage vom 35 Juli 1962

nicht mehr anfechten können, weil er ausschließlich

das Mitgliedschaftsrecht ihres bereits im September 1961

gestorbenen Ehemannes betreffe„ Dieses Recht habe wegen

seiner höchstpersönlichen Natur nicht auf sie übergehen

können° Demnach sei der Aufnahmebescheid vom 120 Juli

1961 mit seinem im einzelnen festgelegten Inhalt

— Aufnahme zum 200 Juni 1961 und Wartezeit von sechs

Wochen — für die Klägerin bindend gewordeno — Selbst

wenn man aber Widerspruch und Klage gegen den Bescheid

vom 100 August 1961 als auch gegen den Bescheid vom

12° Juli 1961 gerichtet ansehe, sei die Klage nicht

begründet„ Die Klägerin habe für ihren Fhemann den

Beitritt zur beklagten AOK erst am 200 Juni 1961 erklärt„

Der im Aufnahmebescheid enthaltene Hinweis auf die in

@ 20 der Satzung der beklagten AOK vorgesehene Be—

schränkung für den Beitritt Versicherungsberechtigter,

daß Ansprüche gegen die Kasse erst nach einer Wartezeit

von Sechs Wochen entstünden, sei Rechtens„ Die Satzunge—
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bestimmung sei durch 5 207 EVO gedeckt° Sie gelte

uneingeschränkt auch für versicherungsberechtigte

Rentner„ Die Entscheidung des BSG von 11° März 1960

(BSG 12, 47) beziehe sich nur auf 5 310 RVO und sei

auf 5 207 EVO nicht übertragbar„

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Revision ein—

gelegt mit den Antrag,

‚es angefochtene Urteil aufzuheben und die

ung der beklagten AOK gegen das Urteil

des be zurückzuweisen„

Aur Beeründung hat sie im Wesentlichen vorgetragen:

Zu Unrecht habe das LSG angenommen, die Klägerin

habe den Aufnahmebescheid der beklagten AOK vom
12„ Juli 1961 erst nach dem Tode ihres Ehemannes

engei‘ochten° Vielmehr habe dieser selbst noch —
durch seine bevollmächtigte Ehefrau — den Bescheid

mit dem Widerspruch vom 180 August 1961 angefochteno

Da der Bescheid vom 120 Juli 1961 keine Rechtsbehelfs—

belehrung enthalten habe, sei dieser Widerspruch recht—

zeitig erhoben (@ 66 Abs„ 2 des Sozialgerichtsgesetzes

—SGG—)o Das hierdurch eingeleitete Verwaltungsver—

fahren habe die Klägerin als Rechtsnachfolgerin ihres

Ehemannes fortsetzen können„ — Auch die Hilfserwägung

des LSG sei unzutreffend„ Die beklagte AOK dürfe % 20

ihrer Satzung — Wartezeit von sechs Wochen für frei—

willig beigetretene Mitglieder — nicht auf versiche—

rungsberechtigte Rentner anwenden„ Wenn man wie die

Entscheidung in BSG 127 47 davon ausgehe, daß bei

versicherungsberechtigten Rentnern bestehende Er—

krankungen in bestimmten Umfangs vom Leistungsaus—

schluß nach 5 310 Abs„ 2 Satz 1 RVO nicht betroffen

seien, so wäre es unverständlich, wenn innerhalb der

_ 6 _
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‘„artezeit eingetretene Erkrankungen bei diesem Personen—

kreis keine Leistungsansprüche begründeten°

Die beklagte AOK hat um Zurückweisung der

Revision gebeten°

Sie verweist auf die Ente cheidung des e1ke nnenden

Senats von 290 Juli 1965 (BSG 25, 202), in der auf

@207 EVO als einer in engster Verbindung mit @510
Abs° 2 Satz 2 EVO stehenden Vorschrift 3ezug gene en

sei° Beide Vorschriften erstreckten sich auch auf

versicherungsberechtigte Rentnern

Die beteiligten haben sich mi einer „nt„che10unb

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklä*t

II

Die Revision ist nicht beg‘ündet° lm Ergebnis zutreffend

hat das hSG die angefochtenen Bescheide der beklagten

AOK —Vden Aufnahme bescheid vom 123 Juli 1961 und den

Ablehnungsbescheid vom 109 August 1961, jeweils in

der F—ssung der Widerspruchsbescheide — für rechtmäßig

angesehene

Allerdings kann dem LSG nicht in seiner in erster Linie

gegebenen Begründung beigetreten werden, der Aufnahme—

bescheid sei schondeshalb mit seinem ganzen Inhalt für

die Klägerin bindend geworden, weil diese den Bescheid

nech dem Tode ihres Ehemannes wegen der höchstpersön—

lichen Natur des Mitgliedschaftsrechts nicht mehr mit

der — erst am 3° Juli 1962 erhobenen « Klage habe an—

fechten könnenc Mit Recht hält die Revision dem ent—

gegen, daß die Klägerin bereits mit dem für ihren

damals noch lebenden Ehemann erhobenen Widerspruch

vom 180 August 1961 mit Antrag und e111gehender Begründung

_ 7 _
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klar zum Ausdruck gebracht hat, daß der Beginn der

Mitgliedschaft spätestens auf den 120 Juni 1961

festgesetzt werden solleo Es bedurfte daher gar

nicht eines erneuten Widerspruchs, wie ihn die Klä—

gerin in der mündlichen Verhandlung vor dem SG am
17° April 1962 erhoben hata Allenfalls wurde da—

durch zum Azsdruck gebracht, daß die Klägerin das

Widersl mr1.chs verfahren fortgesetzt wissen wolle,

azu war c1 1lagerin berechtigt Zwar schld3dieH 1.

113c stperson licl1e Natur der Mitgliedschaft eine

")Rechtsnackfcl ge der Klagerin in die mitgliedschafts—

echtliche Stellung ihres Ehemannes aus„ Doch wäre

|(
"l)

etwaiger Anspruch ihres Ehemannes auf Ersatz

(3
,-

if

cr Kosten für die Krankenhauspflege aui sie als

leinige hrbi n ihres Ehemannes übergegangen. Dasf"
)

}-
1

Recht der Kranxenversicherung enthält — abgesehen
von den hier nicht einschlägigen Spezialvorschriften;

@ 195 a Abs„ 6 (Wochenhilfe), @ 205 a Abs° 5 (Familien—

wochenhilfe), % 203 RVG (Sterbegeld) — keine dem
@ 630 RVG (Unfallversicherung), @ 1288 (Arbeiter—

rentenversicherung) oder @65 AVG (Angestellten—

vers icherung) entsprechende allgemeine Regelung

uber die 3e2‘rgsberechtigung beim 10de des ursprüng—

lich Berechtigtcn„ Daraus kann aber mit dem Reichs—

versicherungsamt —RVA—(Grundsdäntsch° Nr„ 2086;

“AE 1915, 664) nur der Schluß gezogen werden, daß

zu Lebzeiten des Versicherten nicht erfüllte An—

sprüche des Versicherten nach den Vorschriften des

bürgerlichen Rechts vererbt werden, sofern sie nicht

mit dem Tode des Versicherten erlöschen‚ weil die

Leistungen ihrer Natur nach nur bei Lebzeiten des

Versicherten erbracht werden können ("Sachleistungen")°

So wäre auch der ursprüngliche — behauptete — Anspruch

des Ehe mannes der Klägerin auf Krankenhauspflege nicht

vererblich gewesen
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lndessen kann die Verpflichtung der Krankenkasse

zur Gewährung von Krankenpflege, wie das EVA in der
genannten Entscheidung (aaO S° 665) mit Recht ausge—
führt hat, unter Umständen auch Ansprüche auf Ber—

leistungen befründeno Ist die primär zu gewährende

Sachleistung der Krankenhauspflege von der Kranken—

kasse nicht erbracht werden, so hat der Versicherte

Anspruch auf Kostenersatz° Müßten die Erben des Ver—

sicherten die Kosten aus ei3enen Mitteln bestreiten,

so würden ihnen Verpflichtungen suferlegt, die an

sich der Krankenkasse obliegen° ”Eine solche Berei—

mu der Kasee auf Kosten der Erben kann der

etdeber nicht gewollt haben” (EVA, aaO SC 666)"

acer davon 3 szugehen, daß der Anspruch auf Mr ats

ler Mo ten für zu Unrecht nicht gewährte Krankenhaus—

uflege vererblich ist, so muß der Erbe auch berechtigt

sein, den für den Leistung sstreit präjudi;iellen Stre „

um Beginn und Modalitäten der Mitgliedschaft des

Erblassers jedenfalls dann zu Ende zu führen, wenn
dies er selbst — wie im vorliegenden Fall — den Auf—

nehmebescheid noch angefochten hat°

Deshalb ist der Aufnehmebescheid der beklagten AOK

vom 12; Juli 1961, soweit er angefochten ist, auf

seine Rechtwe„iekcit hin zu überprüfen„ Die Klägerin

hat ihre ßnf echtunggklsge auf die Einschränkung des

'Aufnahmebescheids begrenzt, daß der Anspruch auf

”(es SLHLGLSLUF”GH erst nach Ablauf von sechs Wochen

nach Beginn der Versicherung — 203 Juni 1961 »
beginnto

Diesse Feststellung ist jedoch Rechtens, wie auch das

LSG in seiner Hilfsbegründung angenomm n hata Sie wird

gestützt durch 5 20 der Satzung der beklagten AOK,

der wiederum auf der Ermächtigung des 5 207 EVO beruht„

Die Regelung gilt für alle Versicherungsberéchtigten,

die der Kasse freiwillig beigetreten sind:
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Zu Unrecht meint die Revision, daß versieherungs—

berechtigte Rentner von ihr ausgenommen sind;

Wie der Senat in seinem Urteil vom 29° Juli 1965

(BSG 25, 202, 204 f,; vgl° auch SozR EVO @ 310

Nr, 2) — unter Aufgabe der in BSG 12, 47 beiläu—

fig geäußerten Auffassung — näher ausgeführt hat,

ist den Rentnern ohne entsprechende Vorversiche—

rungszeit (vglo @ 165 Abs„ 1 Nr„ 5 und 4 i„V;m„
% 176 Abs, 1 hr, 4 EVO) vom Gesetzgeber bewußt

nur eine Versicherungsberechtigung mit den gleichen

Einschränkungen eingeräumt worden, wie sie auch

‘ur andere Versicherungsberechtigte der betreffen—

den Krankenkasse gelten° Sie läßt dem versicherunge—

herechtigten mentner die Freiheit, darüber zu ent—

scheiden, ob und wann er von der Veréicherungsbe—

rechtigung Gebrauch machen will, ohne daß ihm in—

soweit der Einwand der Manipulation oder des Miß—

brauchs seiner Berechtigung entgegengehalten wer—

den kann„ Dem steht als einziges Gegengewicht gegen
eine allein im Interesse des Versicherten ausge—

übte Beitrittsberechtigung der Leistungsausschluß

für Versieherungsfälle gegenüber, die beim Beitritt

bereits eingetreten sind (@ 310 Abs„ 2 Satz 1 EVO)

oder während der Wartezeit noch eintreten (% 207

RVO ioV„mo der Kassensatzung)o

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß auch kein

innerer Grund dafür besteht, ve*sicherungsberech—

tigte Rentner von der Wartezeit—Beschränkung beim

Beitritt auszunehmen, wenn die sich während der

Wartezeit einstellende Erkrankung nicht zum Komplex

der Leiden gehört, die zur Gewährung der Rente ge—
führt habenn Das scheint aber beim Ehemann der

Klägerin der Fall gewesen zu sein° Er wurde am
315 Juli 1961 wegen einer akuten Bauch—Perforation

, 10 _
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im Zusammenhang mit einer Cholezystitis ins Kranken—

haus eingeliefert, während bei der Rentengewährung

andere Leiden (ausgeprägtes Lungenemphysem) im Vorder-

grund standena

Demnach ist der Aufnahmebescheid der beklagten AOK

mit der in ihm enthaltenen Wartezeit—Beschränkung

rechtmäßig° Da die Erkrankung vom 31° Juli 1961 inner—

halb der Wartezeit eingetreten ist, hat die beklagte
‚AOK zu Recht den Kostenersatz für die Krenkennau U

I

pflege abgelehnt„

Demnach war die Revision der Klägerin als unbegründet

zurückzuweiseno

Die K etenentscheidung beruht auf @ 193 Abs° 1 und 4 SGG„
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